
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Ausländerbeschäftigungsgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 218/1975 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 66/2017 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 20f 

Inkrafttretensdatum 

01.10.2017 

Abkürzung 

AuslBG 

Index 

62 Arbeitsmarktverwaltung 

Text 

Zulassungsverfahren für unternehmensintern transferierte ArbeitnehmerInnen und deren 
Familienangehörige 

§ 20f. (1) Unternehmensintern transferierte AusländerInnen haben den Antrag auf eine 
Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer (ICT) gemeinsam mit einer 
schriftlichen Erklärung des Inhabers/der Inhaberin der aufnehmenden Niederlassung, die im Antrag 
angegebenen Beschäftigungsbedingungen einzuhalten, bei der nach dem NAG zuständigen Behörde 
einzubringen. Der Antrag kann auch vom Inhaber/von der Inhaberin der aufnehmenden Niederlassung für 
den/die AusländerIn im Inland eingebracht werden. Die nach dem NAG zuständige Behörde hat den 
Antrag, sofern er nicht gemäß § 58 Abs. 2 Z 1 oder 2 NAG zurück- oder abzuweisen ist, unverzüglich an 
die nach dem Betriebssitz der aufnehmenden Niederlassung zuständige regionale Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice zur Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen zu übermitteln. Die regionale 
Geschäftsstelle hat binnen vier Wochen der nach dem NAG zuständigen Behörde schriftlich zu 
bestätigen, dass die Voraussetzungen für die Zulassung als unternehmensintern transferierte/r 
ArbeitnehmerIn gemäß § 18a Abs. 1 erfüllt sind. Die nach dem NAG zuständige Behörde hat die 
regionale Geschäftsstelle über die Erteilung des jeweiligen Aufenthaltstitels unter Angabe der 
Geltungsdauer zu verständigen. Bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen hat die regionale Geschäftsstelle 
die Zulassung mit Bescheid zu versagen und diesen unverzüglich der nach dem NAG zuständigen 
Behörde zur Zustellung an die aufnehmende Niederlassung und den/die AusländerIn zu übermitteln. 

(2) Das Verfahren gemäß Abs. 1 ist für unternehmensintern transferierte AusländerInnen, die bereits 
einen gültigen Aufenthaltstitel für unternehmensintern transferierte ArbeitnehmerInnen eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union innehaben und länger als 90 Tage in das Bundesgebiet 
vorübergehend abgestellt werden und dort tätig zu werden beabsichtigen, mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Antrag auf eine Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern transferierter 
Arbeitnehmer („mobile ICT“) samt den erforderlichen Unterlagen spätestens 20 Tage vor Beginn der 
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beabsichtigten Beschäftigung im Bundesgebiet oder vor Ablauf der EU-Entsendebestätigung gemäß § 18 
Abs. 13 bei der nach dem NAG zuständigen Behörde einzubringen ist. Bei verspäteter oder 
unvollständiger Antragstellung beginnt diese Frist ab dem Tag des Einlangens des Antrags samt den 
erforderlichen Unterlagen bei der nach dem NAG zuständigen Behörde zu laufen. Wird innerhalb dieser 
Frist trotz Vorliegens aller Unterlagen eine Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle oder der nach 
dem NAG zuständigen Behörde nicht zugestellt, darf die Beschäftigung bei Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß § 18a Abs. 2 auch ohne Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern 
transferierter Arbeitnehmer („mobile ICT“) vorläufig begonnen werden. 

(3) Die Zulassung gemäß Abs. 1 und 2 gilt für die jeweils genehmigte Beschäftigung als 
Führungskraft, SpezialistIn oder Trainee bei der oder den im Antrag angegebenen aufnehmenden 
Niederlassung oder Niederlassungen. Die Tätigkeit der Arbeitskraft an Standorten von KundInnen der 
inländischen Niederlassung im Rahmen von Werkverträgen und innerhalb des Bundesgebiets ist von der 
Zulassung umfasst. Die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat unverzüglich nach Beginn 
der Beschäftigung die Anmeldung zur Sozialversicherung zu überprüfen. Entspricht diese nicht den für 
die Zulassung maßgeblichen Voraussetzungen, ist die nach dem NAG zuständige Behörde zu 
verständigen (§ 28 Abs. 6 NAG). 

(4) Für Anträge von Familienangehörigen eines/einer unternehmensintern transferierten 
Ausländers/Ausländerin (§ 18a Abs. 1 oder 2) auf Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung 
„Familiengemeinschaft“ gemäß § 69 Abs. 3 NAG gilt das Verfahren nach § 20d sinngemäß, sofern dieser 
Aufenthaltstitel dem/der Familienangehörigen Zugang zum Arbeitsmarkt gewähren soll. Die in diesen 
Anträgen genannten Familienangehörigen erhalten mit dem Aufenthaltstitel Zugang zum Arbeitsmarkt, 
wenn sinngemäß die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Z 1 und 9 erfüllt sind. Für die 
Arbeitsmarktprüfung gilt § 4b Abs. 3. Die Anhörung des Regionalbeirats entfällt. 
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